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„�Stell dir vor, es ist Hafenstreik  
gegen Krieg und Kriegsverbrechen –  
und Deutschland macht nicht mit“
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Weitgehend unbeachtet von den deutschen Medien protestierten am vergangenen Freitag,  
dem 30. Oktober 2026, Hafenarbeiter in 113 Häfen und 22 Ländern weltweit gegen Waffen- 
transporte, Krieg und Militarisierung. Während in anderen Ländern Zehntausende die Arbeit  
niederlegten und Massenproteste durch die Straßen zogen, reichte es in Deutschland lediglich  
zu einer Kundgebung am Hamburger Hafen. Warum ist das so – und was hat das mit dem  
deutschen Streikrecht zu tun? � EIN ARTIKEL VON MAIKE GOSCH.
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Wie die Berliner Zeitung berichtet [1], 
unterstützten mehr als 25 Gewerkschaf-
ten weltweit die Arbeitsniederlegungen. 
Ursprünglich war der Aktionstag von 
Gewerkschaften in Italien, Frankreich, 
Griechenland, dem spanischen Basken-
land, der Türkei und Marokko ausgeru-

fen worden. Aktionen gab es unter an-
derem in Piräus, Genua, Le Havre und 
Valencia sowie im marokkanischen Tan-
ger Med und im indischen Nhava Sheva.

Die Internationale Transportarbeiter-Fö-
deration (ITF) erklärte in einer Presse-

meldung vom 28. Oktober 2026 [2] ihre 
„unerschütterliche Solidarität mit ihren 
Mitgliedsorganisationen, die sich für die 
Rechte der Palästinenser – das Recht auf 
Sicherheit, menschenwürdige Arbeit, Frei-
heit und Würde – gegen Krieg und Milita-
risierung sowie für Frieden und Gerech-
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für die Rechte der Palästinenser 
und für Häfen ein, die den arbei-
tenden Menschen und ihren 
Gemeinden dienen, und sie genie-
ßen die uneingeschränkte Solidari-
tät der ITF“, sagte Stephen Cotton, 
ITF-Generalsekretär.

    „Unser Kongress hat sich klar 
geäußert: Die Regierungen müssen 
den Fluss von Waffen stoppen, die 
zur Verletzung des humanitären 
Völkerrechts eingesetzt werden. 
Regierungen und Arbeitgeber müs-
sen die Stimme und die Rechte 
dieser Arbeitnehmer respektieren. 
Der Schutz des zivilen Lebens, die 
Wahrung des Völkerrechts und die 
Sicherung eines gerechten und 
dauerhaften Friedens müssen 
oberste Priorität haben.“

    „Diese Solidarität hat ihren 
Ursprung in den Beschlüssen des 
46. ITF-Kongresses in Marrakesch 
im Jahr 2024. Mitgliedsorganisa-
tionen aus aller Welt verpflichteten 
sich gegenüber dem Verband, 
einen sofortigen und dauerhaften 
Waffenstillstand, ein Ende der ille-
galen Besetzung palästinensischer 
Gebiete durch Israel sowie Maß-
nahmen zur Unterbindung des 
Waffenhandels zu fordern, der 
Verstöße gegen das humanitäre 
Völkerrecht begünstigt.“ 

Während nach Angaben von Reuters [4] 
international Zehntausende Hafenar-
beiter und andere Beschäftigte streikten 
und demonstrierten, blieb es in Deutsch-
land weitgehend ruhig. Besonders ein-
drucksvoll waren die Proteste in Italien, 
wo die Gewerkschaft USB zu einem 
24-stündigen Generalstreik aufgerufen 
hatte und in mehr als 40 Städten de-
monstriert wurde. Allein in Genua zogen 
laut Reuters rund 15.000 Hafenarbeiter, 
Studenten und andere Demonstranten 
in den Hafen. Im griechischen Piräus leg-
ten rund 3.000 Hafenarbeiter und See-
leute die Arbeit nieder, wodurch der Gü-
terumschlag und die Fährverbindungen 
zu den griechischen Inseln unterbrochen 
wurden. In Frankreich hatte die Gewerk-

schaft CGT zu einem 24-stündigen Streik 
in rund 24 Häfen aufgerufen.

In Deutschland dagegen hatte nach bis-
her vorliegenden Berichten nur die ver.
di-Fachgruppe „Luftverkehr und Mari-
time Wirtschaft“ in Hamburg für Frei-
tagmittag zu einer Kundgebung gegen 
Krieg und Militarisierung vor dem La-
gerhaus G im Hamburger Hafen aufge-
rufen. Und selbst zu dieser Kundgebung 
veröffentlichte der Hamburger ver.di-
Landesverband offenbar nicht einmal 
eine Pressemitteilung [5].

Möglicherweise auch deswegen ka-
men laut Berichterstattung der Roten 
Fahne [6] nur rund 100 Menschen zu 
der Hamburger Kundgebung. In dem 
Artikel der Roten Fahne ist auch da-
von die Rede, dass der entsprechende 
Fachbereich nur gegen „interne Wider-
stände“ zu der Kundgebung aufrufen 
konnte. Sollte dies zutreffen, wirft es 
kein gutes Licht auf den Umgang un-
serer Gewerkschaften mit friedenspo-
litischen Positionen und solchen, die 
sich gegen Kriegsverbrechen richten.

Während im Rest der Welt laut der Zei-
tung junge Welt [7] die Hafenarbeiter 
mit ihrem Streik nach Schätzungen der 
Organisatoren mehr als 50.000 Con-
tainer aufhalten konnten, was einem 
Handelsvolumen von fast drei Milliar-
den US-Dollar entspricht, schafft es die 
Gewerkschaft in Hamburg gerade ein-
mal, „gegen interne Widerstände“ eine 
Kundgebung mit 100 Leuten zu organi-
sieren. (Mehr Informationen zu der Ak-
tion in Hamburg und zu den weltweiten 
Protesten finden Sie hier [8].)

Jetzt muss man fairerweise sagen, dass 
politische Streiks in Deutschland nach 
herrschender Rechtsprechung weitge-
hend unzulässig sind. Das Bundesarbeits-
gericht (BAG) knüpft die Rechtmäßigkeit 
von Arbeitskämpfen grundsätzlich an 
tariflich regelbare Ziele. Rein politische 
Streiks, die sich etwa gegen Regierungs-
entscheidungen oder Gesetzgebungsvor-
haben richten, genießen demnach nicht 
den Schutz des Art. 9 Abs. 3 Grundgesetz 
(vgl. BAG, Beschluss vom 23. Oktober 
1984 – 1 AZR 126/81). Arbeitsniederle-
gungen ohne entsprechenden Tarifbezug 
können deshalb arbeitsrechtliche Konse-
quenzen bis hin zu Kündigungen nach 
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tigkeit einsetzen.“ Interessanterweise, 
aber wenig überraschend fand dieser 
Aspekt – dass es bei den Streiks primär 
um Waffenlieferungen für Israels Völker-
mord in Gaza ging – wenig Beachtung in 
der deutschen Presseberichterstattung 
hierzu, wenn es sie überhaupt gab.

Dabei sind die Äußerungen der ITF 
hierzu sehr deutlich. So heißt es wei-
ter in der Presseerklärung [3]:

    „Hafenarbeiterinnen und Hafen-
arbeiter auf der ganzen Welt, an 
diesem historischen Tag schreibt ihr 
ein stolzes Kapitel in der Geschichte 
der gewerkschaftlichen und huma-
nitären Solidarität mit dem paläs-
tinensischen Volk und seinen Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern“, 
sagte Shaher Saed, Generalsekretär 
des Palästinensischen Gewerk-
schaftsbundes (PGFTU).

    Die Aktion findet nur wenige Tage 
nach dem Bericht der Unabhängi-
gen Internationalen Untersu-
chungskommission der Vereinten 
Nationen für die besetzten paläs-
tinensischen Gebiete, einschließlich 
Ostjerusalem, und Israel statt, in 
dem festgestellt wurde, dass Israel 
Kriegsverbrechen und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit begangen 
hat – darunter Ausrottung, Verfol-
gung, Folter sowie Vergewaltigung 
und andere Formen sexueller 
Gewalt – und weiterhin Völkermord 
in Gaza begeht. Der Bericht, der 
der UN-Generalversammlung am 
26. Oktober 2026 vorgelegt wurde, 
kam zu dem Ergebnis, dass das 
Waffenstillstandsabkommen das 
Töten nicht gestoppt hat: Israel hat 
seit dessen Abschluss weiterhin 
Völkermordhandlungen im Gaza-
streifen begangen.“ 

Und weiter:

    „Die Hafenarbeiter leisten – wie 
schon immer – einen entscheiden-
den Beitrag zum Ruf nach Frieden: 
Ihre Gewerkschaften setzen sich 
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sich ziehen. Unter bestimmten Voraus-
setzungen kommen auch Schadenser-
satzansprüche in Betracht.

Diese Rechtsauffassung steht allerdings 
in der Rechtswissenschaft sowie inter-
national schon länger in der Kritik: Der 
Ausschuss für Gewerkschaftsfreiheit 
der Internationalen Arbeitsorganisa-
tion (ILO) vertritt die Auffassung, dass 
das Streikrecht nicht auf tarifliche Strei-
tigkeiten beschränkt sein sollte, sondern 
auch Proteste gegen allgemeine wirt-
schafts- und sozialpolitische Entschei-
dungen umfassen muss. Kritische Ar-
beitsrechtler verweisen darauf, dass das 
Verbot des politischen Streiks nicht ex-
plizit im Grundgesetz verankert ist, son-
dern auf Gerichtsurteilen der 1950er-
Jahre beruht. Durch diese besondere 
Rechtslage in Deutschland ist der Hand-
lungsspielraum von Beschäftigten bei 

friedenspolitischen Anliegen in Deutsch-
land stark eingeschränkt.

Dennoch enttäuscht das Verhalten der 
deutschen Gewerkschaftsleitungen in 
dieser Frage – auch weil der internati-
onale Vergleich zeigt, was hier möglich 
wäre. Dies soll selbstverständlich nicht 
die Leistung und den Einsatz der Ge-
werkschaftler an der Basis schmälern, die 
den Protest in Hamburg organisiert ha-
ben.Und es zeigt auch, dass es höchste 
Zeit ist, das Streikrecht in dieser Hin-
sicht zu liberalisieren und auch politi-
schen Streik zu erlauben. Dies ist ein 
weiterer Aspekt, an dem deutlich wird, 
dass unser Rechtssystem in Deutsch-
land gerade an den Stellen gern die 
Handbremse anlegt, um die Volkssou-
veränität einzuschränken, wo die Be-
völkerung ihre politische Macht wirk-
sam ausüben könnte.

Da die anhaltenden Demonstrationen 
und auch die überwiegende Ansicht der 
Bevölkerung seit Jahren nicht zu einem 
Kurswechsel der Regierung bei den Waf-
fenlieferungen an Israel geführt haben, 
ist es höchste Zeit, zu konkreteren und 
für Regierung und den militärisch-in-
dustriellen Komplex schmerzhafteren 
Mitteln zu greifen – aber Deutschland 
hinkt der internationalen Bewegung 
hier sehr weit hinterher.
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BESUCHEN SIE UNS!
Dieser Beitrag ist auch 
als Audio-Podcast ver-
fügbar, über QR-Code 
oder:  
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